Zur bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit sexueller Dienstleistungsangebote

Von Dr. Kay-Uwe Rhein und Assessor iur. Dirk Zitzen, Mönchengladbach

I. Einleitung

Die Ausübung der Prostitution wird umgangssprachlich als das „älteste Gewerbe der Welt“ bezeichnet; es gibt über diese zu allen Zeiten und in allen Kulturen Berichte. Die gesellschaftliche Bewertung der Prostitution ist stark von kulturellen, ethischen und religiösen Werten abhängig und unterliegt einem starken Wandel. Auch nach Einführung des ProstG etwa hat die Diskussion über die sozialethische Wertung der Prostitution nicht an Bedeutung verloren. 

Aus bauplanungsrechtlicher Sicht ist beachtlich, dass im Tatsächlichen sich in den letzten Jahren eine Entwicklung dahingehend vollzogen hat, dass Prostitution nicht mehr in herkömmlichen Bordellen stattfindet, sondern – wegen der intimeren Sphäre – zunehmend in Miet- oder Eigentumswohnungen, mithin in Gebieten mit Wohnnutzung, ausgeübt wird
. Daher soll untersucht werden, ob insbesondere in Gebieten mit Wohnnutzung die Prostitutionsausübung zu bodenrechtlichen Spannungen und somit zu einer bauplanungsrechtlichen Relevanz führt. Die sich im Übrigen stellenden gewerberechtlichen, straf- und ordnungswidrigkeitsrechtlichen Fragen werden daher im Folgenden weitgehend ausgeblendet.

Das BVerwG hat bisher in drei Entscheidungen mit der bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit der Prostitutionsausübung befasst: In einer ersten Entscheidung hat es „ein Bordell, in dem die Dirnen nicht wohnen“, in einem Gewerbegebiet für zulässig erachtet
. In einer weiteren Entscheidung hat es auch die Ausübung der Prostitution in Form der sog. Wohnungsprostitution als gewerbliche Nutzung qualifiziert, welche in einem reinen Wohngebiet nicht zulässig sei
. Zur Problematik der bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit von Prostitutionsausübung in Mischgebieten hat das BVerwG bisher noch nicht Stellung bezogen. Vielmehr wurde die Abgrenzung zwischen „Wohnungsprostitution“ und „bordellartigem Betrieb“ vom BVerwG in einer dritten Entscheidung offen gelassen
.

II. Begriffserklärungen

1. Begriff der Prostitution

Bereits eine bauplanungsrechtliche Definition des Begriffs der Prostitution bereitet Schwierigkeiten, da der Begriff der Prostitution sexualmoralischen Vorstellungen unterliegt
. Nach dem BVerwG wird unter Prostitution die entgeltliche Vornahme sexueller Handlungen mit - zumeist - wechselnden Partnern verstanden, wobei der Begriff der sexuellen Handlung alle Modalitäten und Varianten der den jeweiligen Partner sexuell stimulierenden Betätigungen umfasst
. Das VG Berlin
 definiert Prostitution als eine Dienstleistung, die in vielfältigen Abstufungen unter Einbeziehung des eigenen Körpers die Befriedigung sexueller Bedürfnisse anderer gegen Entgelt zum Inhalt hat und von Frauen und Männern aus allen sozialen Schichten jeweils in hetero- oder homosexueller Form ausgeübt wird. Auf unmittelbaren körperlichen Kontakt soll es dabei nicht ankommen
. "Handelsware" sei nicht die Person selbst, auch nicht ihr Körper, sondern eine Dienstleistung
. 

2. Begriffe zur Einteilung verschiedener Formen der Prostitution

Die ältere Rechtsprechung verwandte zur Beschreibung prostitutiver Einrichtungen Begriffe wie „Dirnenunterkunft“, „Dirnenwohnheim“ oder „Dirnenhaus“
.

In der jüngeren Rechtsprechung und Literatur werden zur Qualifizierung verschiedener Formen der Prostitution die Begriffe „Wohnungsprostitution“, „bordellartiger Betrieb“ und „Bordell“ verwandt. Nach Teilen der Rechtsprechung und Literatur soll eine Entscheidung über die Zulässigkeit prostitutiver Einrichtungen (insbesondere in Mischgebieten) anhand dieser Abgrenzung erfolgen.

Eine einheitliche bauplanungsrechtliche Definition bzw. Abgrenzung der Begriffe „Bordell“, „bordellartiger Betrieb bzw. Terminwohnungen“ und „Wohnungsprostitution“ fehlt bisher allerdings
. Das BVerwG hat insoweit (lediglich) ausgeführt, dass die Unterscheidung zwischen Wohnungsprostitution und größerem Bordellbetrieb wegen des unterschiedlichen Störungspotentials auch bauplanungsrechtlich von Bedeutung sein könne
.

a) Bordell

Unter dem klassischen Bordell werden Einrichtungen verstanden, in welchen zu allererst die prostitutive Dienstleistung erbracht wird und welche in Abgrenzung zum bordellartigen Betrieb eine erheblichere Größe aufweisen. Das klassische Bordell weist keine oder allenfalls eine untergeordnete Wohnnutzung auf
.

b) bordellartiger Betrieb bzw. Terminwohnungen

Der Begriff des bordellartigen Betriebes stellt einen Auffangbegriff für solche prostitutiven Einrichtungen dar, die von Größe und Organisation her nicht dem klassischen Bordell entsprechen, sozusagen kleine Bordelle sind
. Für einen bordellartigen Betrieb soll kennzeichnend sein, dass Prostituierte dort nicht wohnen, „polizei“rechtlich nicht dort gemeldet seien, sich regelmäßig nur eine kurze Zeit in der Wohnung aufhalten, um ihrem „Gewerbe“ dann etwas später an einem anderen Ort nachzugehen
. Zum Teil werde in der Terminwohnung auch nur der Prostitution nachgegangen und dort nicht auch übernachtet
.

c) Wohnungsprostitution
Der eingangs erwähnte Wandel der Prostitutionsausübung weg vom klassischen Bordell hin zur Nutzung von Wohnungen hat zum Begriff der Wohnungsprostitution geführt. In der Literatur wird Wohnungsprostitution teilweise auch als die Verquickung von bordellartiger Tätigkeit im Sinne der Prostitution in einer Unterkunft als „Scheinwohnung“ beschrieben
.
Das Erscheinungsbild der sog. Wohnungsprostitution wird dahingehend beschrieben, dass sie mit wesentlich weniger negativen Auswirkungen auf die Nachbarschaft verbunden sei, als andere Prostitutionsformen
. Stühler
 beschreibt die Wohnungsprostitution dahingehend, dass keine anreizende Werbung stattfinde und die Prostituierten, ebenso wie die Kunden, welche sich überwiegend nach telefonischer Vereinbarung diskret in der Wohnung einfänden, auf Anonymität bedacht wären. In ihrer Idealform werde die Wohnungsprostitution von den „besseren“ Prostituierten ausgeübt und von den „besseren“ Freiern in Anspruch genommen, da Wohnungsprostituierte verstärkt von Besuchern mit höherem sozialem Rang aufgesucht würden, welche die unauffällige Umgebung gegenüber einem Straßenstrich oder einem Kontakthof bevorzugten
. Ferner wird dargelegt, dass „Wohnungsprostituierte“ selbst häufig die Distanz zum „Milieu“ suchten und sich aus diesem Grund in „normaler“ unauffälliger Wohngegend niederließen
. Wohnungsprostitution werde daher überwiegend ohne aufreizende, sicht- oder hörbare Werbung betrieben und die Prostituierten „postierten“ sich nicht außerhalb des Hauses, wodurch ein voyeuristischer Besucherverkehr entfalle
. Bei der Wohnungsprostitution sei ein versehentliches Ansprechen Unbeteiligter, sowie ein versehentliches Klingeln an fremden Türen zwar nicht völlig auszuschließen, aufgrund der vorab erfolgten Verabredung jedoch erheblich reduzierter
. Aufgrund des erhöhten Diskretionsbedarfs erfolgten Verabredungen überwiegend vorab und telefonisch
. Es sei davon auszugehen, dass der Kundenkreis selbst größten Wert auf Anonymität lege
.

Bauplanungsrechtlich soll Prostitution in Abgrenzung zum bordellartigen Betrieb vorliegen, wenn kein strafbarer „Betrieb“ im Sinne des § 180a Abs. 1 StGB vorhanden sei und die Anzahl der Prostituierten und die Größe der von ihnen genutzten Räumlichkeiten im Verhältnis zur Zahl der sonstigen Hausbewohner und zur Größe der von ihnen zu anderen Zwecken genutzten Räume nicht überwiege
. Zur Abgrenzung von bordellartigem Betrieb und Wohnungsprostitution wird ein Rückgriff auf die Regelungen der Landesmeldegesetze vorgeschlagen
.

3. Darstellung der bisherigen Rechtsprechung zu den einzelnen Baugebieten der BauNVO

Nach einstimmiger Rechtsprechung galt ein Bordell bis zum Ende der sechziger Jahre wegen eines Verstoßes gegen die öffentliche Sicherheit und Ordnung (Generalklausel) nicht als genehmigungsfähig
. In den nachfolgenden Jahren ergab sich jedoch eine umfangreiche Judikatur zu den einzelnen Gebieten der BauNVO.

a) Prostitution als freier Beruf im Sinne des § 13 BauNVO

Sieht man die Ausübung der Prostitution als freien Beruf oder einer einem freien Beruf ähnlichen Tätigkeit gemäß § 13 BauNVO an, so hat dies zur Folge, dass die Prostitutionsausübung in den Baugebieten nach den §§ 2 bis 4 BauNVO, also in Kleinsiedlungsgebieten, in reinen und in allgemeinen Wohngebieten in Räumen und in den Baugebieten nach den §§ 4a bis 9 auch in Gebäuden zulässig ist. 

In diesem Zusammenhang ist bereits die vorab zu klärende Frage umstritten, ob die Ausübung der Prostitution überhaupt einen durch Art. 12 Abs. 1 GG geschützten Beruf darstellt.

Nach der Rechtsprechung des BVerfG umfasst der Berufsbegriff des Art. 12 Abs.1 GG nicht nur die traditionell fixierten Berufsbilder, sondern auch neu entstandene und frei erfundene Tätigkeiten
, die auf eine gewisse Dauer angelegt sind
 und der Schaffung und Erhaltung einer Lebensgrundlage dienen
. Einschränkend soll jedoch gelten, dass die einzelnen Handlungen, die der Bürger zum Inhalt seines Berufs macht, nicht verboten sein dürfen
. Eine Entscheidung des BVerfG zum Schutz der Prostitutionsausübung durch Art. 12 Abs. 1 GG liegt bisher nicht vor. Die bisherige Rechtsprechung der Instanzgerichte orientiert sich an der sog. Astrologieentscheidung des BVerwG
, in welcher das Gericht sowohl die Betätigung als „Berufsverbrecher“ wie auch die „Ausübung der Gewerbsunzucht“ als gemeinschaftsschädlich qualifizierte und damit die Ausübung der Prostitution den Schutz des Art. 12 Abs. 1 GG versagte. Große Teile der Literatur sind jedoch im Hinblick auf einen erfolgten Wandel der gesellschaftlichen Anschauungen gegenteiliger Ansicht
.

Da nach dem obiter dictum des BVerwG in seiner Astrologieentscheidung
 die Prostitutionsausübung auf einer Stufe mit der Betätigung als „Berufsverbrecher“ nicht durch Art. 12 Abs. 1 GG als Beruf geschützt wird, kann sie nach der bisherigen Rechtsprechung auch keinen freien Beruf im Sinne des § 13 BauNVO darstellen. So entschied der VGH Mannheim
, dass die gewerbliche Prostitution keine freiberufliche Tätigkeit im Sinne des § 13 BauNVO darstelle und ihr auch ihr auch nicht insoweit ähnlich sei, als sie der Tätigkeit eines Lebensberaters, Sozialtherapeuten oder anderen freiberuflich Tätiger entspreche. Hingegen sieht ein Teil der Literatur die Ausübung der Prostitution, sofern sie selbständig erfolgt, unter Hinweis auf die Erbringung einer persönlichen Dienstleistung als freien Beruf im Sinne des § 13 BauNVO an
.

b) prostitutive Einrichtungen als Vergnügungsstätten i.S.d. BauNVO

Die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von prostitutiven Einrichtungen hängt ferner davon ab, ob Räume oder Gebäude, welche zur Prostitutionsausübung genutzt werden, als Vergnügungsstätten im Sinne der BauNVO zu qualifizieren sind. Dies hätte zur Folge, dass die Prostitutionsausübung in Kerngebieten gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO allgemein und in Gewerbegebieten gemäß § 8 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässig wäre. Sofern es sich um eine Vergnügungsstätte handeln würde, die wegen ihrer Zweckbestimmung oder ihres Umfangs nur in Kerngebieten allgemein zulässig ist, wäre sie auch im besonderen Wohngebiet gemäß § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise zulässig. Schließlich wäre diese auch in Mischgebieten gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 8 BauNVO in Teilen, die überwiegend durch gewerbliche Nutzung geprägt sind, allgemein und gem. § 6 Abs. 3 BauNVO im Übrigen ausnahmsweise zulässig. Ferner sind sie ausnahmsweise gem. § 5 Abs. 3 BauNVO auch in Dorfgebieten zulässig, während Vergnügungsstätten im Übrigen unzulässig sind.

Die Einordnung der Prostitutionsausübung als Vergnügungsstätten im Sinne der BauNVO ist ebenfalls umstritten: Das BVerwG hat ausgeführt, dass Bordellbetriebe lediglich eine atypische Art der von der BauNVO gemeinten Vergnügungsstätten seien und mithin diese Frage nicht abschließend geklärt
. Der 8. Senat des VGH Mannheim
 ging davon aus, dass ein bordellartiger Betrieb eine Vergnügungsstätte sei. Nach einer in der Literatur vorgeschlagenen differenzierenden Ansicht
 wird eine Vergnügungsstätte grundsätzlich angenommen, bezüglich der Einordnung als kerngebietstypisch bzw. –untypisch aber anhand der Größe und Art der Nutzung differenziert. Nach einer anderen Ansicht wird das Vorliegen einer Vergnügungsstätte hingegen verneint
.

c) reines und allgemeines Wohngebiet (§§ 3, 4 BauNVO)
Das BVerwG
 entschied in einem Fall, in welchem ein Wohnungseigentümer im Geltungsbereich eines durch einen Bebauungsplan festgesetzten reinen Wohngebiets zwei Frauen zur Ausübung der Prostitution in seiner Wohnung unterzubringen beabsichtigte, dass die sog. Wohnungsprostitution
 eine gewerbliche Nutzung sei, welche nicht den Bedürfnissen des Wohngebietes diene und den Charakter des Wohngebiets beeinträchtige. An diese Rechtsprechung lehnte sich das OLG Schleswig-Holstein
 an und führte aus, dass die sog Wohnungsprostitution im reinen oder allgemeinen Wohngebiet nicht offensichtlich genehmigungsfähig sei, so dass der Erlass einer Nutzungsuntersagungsverfügung gerechtfertigt sei. Nach einer älteren Entscheidung des OLG Celle
 solle bereits die Prostitutionsausübung durch eine einzelne Frau in einem reinem Wohngebiet einen Bordellbetrieb und mithin eine in einem reinen Wohngebiet unzulässige gewerbliche Tätigkeit im bauplanungsrechtlichen Sinne darstellen. Das OVG Berlin hat in diesem Zusammenhang ein Massagestudio im ersten Obergeschoss eines Gebäudes als einem im allgemeinen Wohngebiet unzulässigen bordellartigen Betrieb qualifiziert
.
Auch nach der überwiegenden Ansicht der Literatur
 stellt die Nutzung eines Wohngebäudes zum Zwecke der Ausübung der Prostitution in einem reinen Wohngebiet eine genehmigungspflichtige Nutzungsänderung zu gewerblichen Zwecken dar, welche in Wohngebieten nicht genehmigungsfähig sei. Prostitution habe mit dem Begriff des Wohnens, wie er allgemein den Gebietscharakter der Wohngebiete bestimmt, nichts gemein
. Aus der Wohnung als Mittelpunkt der auf Dauer angelegten Häuslichkeit mit allem, was dazu gehöre, werde eine (bloße) Unterkunft, in der die Prostituierten ihrer Tätigkeit nachgingen, wobei sich nichts daran ändere, wenn die Prostituierten auch in der Wohnung nächtigten
. Nach anderer Ansicht sind prostitutive Einrichtungen auch in Wohngebieten grundsätzlich zulässig
.

d) Mischgebiet (§ 6 BauNVO)

Über die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit eines bordellartigen Betriebes oder von Wohnungsprostitution in einem Mischgebiet im Sinne des § 6 BauNVO hat das BVerwG bisher noch nicht entschieden. Die obergerichtliche Rechtsprechsprung hat die Zulässigkeit in einem Mischgebiet bisher unterschiedlich beurteilt: So hat der 5. Senat des VGH Mannheim
 entschieden, dass ein bordellartiger Betrieb und die von ihm ausgehenden Auswirkungen eine wesentliche Störung des Wohnens darstelle und ein Bordell daher mit der Wohnnutzung unvereinbar und in einem Mischgebiet unzulässig sei. In dem entschiedenen Fall waren drei bis vier Prostituierte in dem Bordell tätig. Hingegen entschied der 8. Senat des VGH Mannheim
, dass Wohnungsprostitution zu den gewerblichen Nutzungen gehöre und in einem Mischgebiet nicht generell unzulässig sei, da mit ihnen nicht typischerweise Auswirkungen auf die Nachbarschaft verbunden seien, die das Wohnen wesentlich störten. In einer späteren Entscheidung führte der 5. Senat des VGH Mannheim sodann in Anlehnung an die vorgenannte Rechsprechung des 8. Senats aus
, dass Wohnungsprostitution in einem Mischgebiet nicht generell, sondern allenfalls über § 15 Abs. 1 BauNVO unzulässig sei. Mithin erachtet die obergerichtliche Rechtsprechung jedenfalls die sog. Wohnungsprostitution in einem Mischgebiet als zulässig. Auch das OVG NRW
 ließ in einem § 34 Abs. 2 BauGB betreffenden Fall offen, ob die nähere Umgebung als allgemeines Wohngebiet oder als diffuser Innenbereich zu qualifizieren sei, da sich selbst die Wohnungsprostitution als gewerbliche Nutzung in die nähere Umgebung einfüge, wenn die nähere Umgebung auch gewerblich genutzte Grundstücke erfasse; eine Unzulässigkeit der Prostitutionsausübung könne sich allenfalls aus § 15 BauNVO ergeben. Der VGH Mannheim
 hat zur Wohnungsprostitution in Abgrenzung zum bordellartigem Betrieb ausgeführt, dass „bei aller Unschärfe in der Abgrenzung zwischen beiden Prostitutionsformen (…) der Wohnungsprostitution jedenfalls eigen (sei), dass die Prostituierten in dem betreffenden Gebäude auch wohnen.“

e) Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO)
In seiner Entscheidung vom 25.11.1983 führte das BVerwG
 zunächst aus, dass dem Baurecht eine sozialethische Wertung fremd sei und dass Bordelle, in denen Dirnen nicht nur wohnen, unter die Nutzungsart „Gewerbebetriebe aller Art“ fielen, so dass sie in Gewerbegebieten gemäß § 8 Abs. 2 BauNVO allgemein zulässig seien. Ferner führte das BVerwG
 aus, dass Bordellbetriebe Einrichtungen seien, für die sich im Hinblick auf die allgemein sozialethische Bewertung und auf die sich aus dem „Milieu“ ergebenden Begleiterscheinungen eher ein Standort eigne, der außerhalb oder allenfalls am Rande des „Blickfeldes“ und der Treffpunkte einer größeren und allgemeinen Öffentlichkeit liege und auch nicht in der Nachbarschaft von Wohnungen. Zu bemerken ist an dieser Stelle schon, dass dies widersprüchlich ist, weil dem Baurecht (und dem Ordnungsrecht) eine sozialethische Wertung fremd ist
. Dennoch hat das BVerwG mit dieser Entscheidung erstmalig einen baurechtlichen Genehmigungsanspruch für einen Bordellbetrieb unter bestimmten Voraussetzungen geschaffen
.

f) Industriegebiet (§ 9 BauNVO)

Nach einer Entscheidung des VGH Mannheim vom 30.06.1970
 stellen „Dirnenunterkünfte“ keine gewerblichen Betriebe im Sinne des Bauplanungsrechts dar, sondern stünden, da sie den Dirnen auch zum Wohnen dienten, der Nutzungsart nach dem Wohnzweck nahe. Da es sich nicht um einen gewerblichen Betrieb handele, sei eine „Dirnenunterkunft“ in einem Industriegebiet unzulässig. Hingegen hat das VG Freiburg
 in einer jüngeren Entscheidung einen Bordellbetrieb als einen „Gewerbebetrieb aller Art“ qualifiziert und in einem Industriegebiet gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO als zulässig erachtet.

III. Kritik der Begriffsbestimmung der bisherigen Rechtsprechung und Literatur

Die bisherige Rechtsprechung unterscheidet bezüglich der Verträglichkeit der Prostitution (insbesondere) in einem Mischgebiet danach, ob es sich um einen bordellartigen Betrieb oder um Wohnungsprostitution handelt. Die dargestellten Entscheidungen zeigen, dass die Unterscheidung zwischen Bordell, bordellartigem Betrieb und Wohnungsprostitution ohne feste Struktur oder Begründung erfolgt. Vielmehr führen die bisherigen Entscheidungen zu einem „Begriffswirrwar“
. Selbst bei relativ wenigen Prostituierten in einzelnen Wohnungen wird vornehmlich von einem bordellartigen Betrieb ausgegangen. Problematisch ist insoweit, dass der Begriff des bordellartigen Betriebs eine zu große Spannweite umfasst: So werden von den Begriff einerseits prostitutive Einrichtungen, die von ihrer Größe nahe bei einem Bordell angesiedelt sind, erfasst, andererseits aber auch kleinste Einheiten, mit wenigen Prostituierten, ohne dass der Unterschied zu einer weniger störenden Wohnungsprostitution erkennbar wäre
. Die Unterscheidung zwischen Bordell, bordellartigem Betrieb und Wohnungsprostitution erscheint nicht zwingend, da auch das BVerwG
 den Unterschied nicht erklärt und die Konsequenzen aus einer unterschiedlichen Bewertung nur andeutet
.

Nach der Rechtsprechung des BVerwG
 und des OVG NRW
 ist dem Bauplanungsrecht eine sozialethische Wertung in dem Sinne, dass Prostitution eine sittenwidrige und sozialwidrige Tätigkeit sei, fremd. Durch die Differenzierung zwischen „bordellartigem Betrieb“ und „Wohnungsprostitution“ wird das Problem letztlich auf die Ebene einer sozialethischen Betrachtung verlagert. Es ist der Versuch einer Schematisierung, wobei letztlich die bauplanungsrechtlich unzulässige Überlegung im Hintergrund steht, dass gewerbliche Prostitution als permanente Unwerthandlung stets das Wohnen störe
.

Hält man mit der aufgezeigten Rechtsprechung in Mischgebieten lediglich Wohnungsprostitution für zulässig und verlangt man mit ihr das Merkmal des dauerhaften Wohnens, so gelangt man in dem Fall, in dem eine Prostituierte in einer Wohnung nur tagsüber ihrem Gewerbe nachgeht, in einer anderen Wohnung jedoch zwei Prostituierte dauerhaft wohnen zu dem merkwürdigen Ergebnis, dass die weniger störende Nutzung in einem Mischgebiet unzulässig wäre, die mehr störende Nutzung hingegen zulässig. Daher kann das Fehlen einer Wohnnutzung nicht zwingend eine störende gewerbliche Nutzung begründen
.

Der in der Literatur
 angeregte Rückgriff auf die Meldegesetze ist für die Frage der bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit nicht weiter fruchtbringend. Denn die Meldegesetzte unterscheiden zwischen der Erstwohnung als Hauptwohnung und allen weiteren Nebenwohnungen. Für das Melderecht kommt es mithin bei der Nebenwohnung nur darauf an, dass der Dienstleister sich willentlich dort mit Wohnsitz meldet, auf ein tatsächliches Wohnen kommt es nicht an. 

Die von Teilen der Rechtsprechung und Literatur verwendete Definition der Wohnungsprostitution berücksichtigt auch nicht die Konstellation, in welcher die die Prostitution ausübenden Personen die Freier in deren privater Wohnung aufsuchen. Jach dem allgemeinen Sprachverständnis handelt es sich auch bei dieser Form der Prostitution um Wohnungsprostitution. Zudem liegt in einem solchen Fall kein bordellartiger Betrieb vor. Soweit nun Freier regelmäßig Besuch von Personen zum Zwecke der Prostitutionsausübung erhalten, dürfte dies unstreitig nicht dazu führen, dass eine Wohnnutzung der Freier unzulässig wird. Soweit man aber die oben dargestellte Definition zugrunde legen würde, hätte dies zur Konsequenz, dass ein in einem Mischgebiet wohnender Freier, der täglich Besuch von Prostituierten erhält, einen bordellartigen Betrieb betreiben würde und schließlich gezwungen wäre, seine Wohnung im Mischgebiet aufzugeben und sich eine Wohnung in einem Gewerbegebiet zu suchen.

Dass es letztlich für die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit der Prostitutionsausübung in einem Baugebiet nur auf das Störungspotential ankommen kann, verdeutlicht ein Vergleich mit einem freien Beruf, etwa mit einer Anwaltskanzlei: So dürfte eine kleinere Anwaltskanzlei, welche in einer Wohnung eingerichtet ist, in einem Wohngebiet zweifellos zulässig sein, ohne dass es erforderlich ist, dass die Anwälte in der Kanzlei auch dauerhaft wohnen. Eine Großkanzlei hingegen dürfte aufgrund der durch sie entstehenden Fluktuation nicht zulässig sein, selbst wenn die Anwälte in ihren Büros dauerhaft übernachten würden
.
Im Ergebnis kann somit die Frage der planungsrechtlichen Zulässigkeit einer prostitutiven Einrichtung in einem Mischgebiet nicht anhand der unscharfen Abgrenzung zwischen „bordellartigem Betrieb“ und „Wohnungsprostitution“ entschieden werden.

Der Ausgangspunkt der Frage, ob prostitutive Einrichtungen im Mischgebiet zulässig sind, kann mithin nur die Frage nach bodenrechtlichen Spannungen sein, welche typischerweise und regelmäßig mit einer Nutzungsart zu Lasten einer anderen Nutzungsgrat einhergehen
. Allgemein anerkannt ist, dass das Vorliegen einer Störung durch ein Gewerbe in einem Mischgebiet danach zu beurteilen ist, ob ein Verhalten der beabsichtigten Art generell geeignet ist, das Wohnen in einem Mischgebiet so zu stören, dass von einem Gleichgewicht und wechselseitigen Verträglichkeit zwischen Wohnen und Gewerbe nicht mehr gesprochen werden kann
.Von den Bewohnern eines Mischgebietes kann insoweit eine erhöhte Toleranz verlangt werden
.

Es fragt sich somit, welche spezifischen Störungen von prostitutiven Einrichtungen ausgehen. Das BVerwG verwendet in diesem Zusammenhang den Begriff der sog. „milieubedingten Unruhe“
. Hierzu wird zum einen auf die Anzahl der zu erwartenden Freier abzustellen sein und zum anderen auf den Umstand, ob die Prostitution nachts ausgeübt wird
. Gegen die Zulässigkeit einer prostitutiven Einrichtung in einem Mischgebiet, welche tagsüber betrieben wird und welche keine überdurchschnittlich hohe Störung durch Freier aufweist und die nicht über Aussenwerbeanlagen verfügt, dürften im Ausgangspunkt keine Bedenken bestehen.

IV. Lösungsansätze

1. Prostitution als freier Beruf im Sinne des § 13 BauNVO

a) Soweit man die Ausübung der Prostitution als freien Beruf im Sinne des § 13 BauNVO erachtet, wäre sie grundsätzlich in Kleinsiedlungsgebieten, in reinen und in allgemeinen Wohngebieten in Räumen und in den Baugebieten nach den §§ 4a bis 9 auch in Gebäuden zulässig. Zunächst müsste ein Beruf im Sinne des Art. 12 Abs. 1 GG vorliegen. Hierzu kann zunächst festgestellt werden, dass auch die Prostitutionsausübung entgegen der generalisierenden Astrologieentscheidung des BVerwG
 als Beruf den Schutz Art. 12 Abs. 1 GG genießt. Gegen die Astrologieentscheidung des BVerwG
 spricht, dass der nichteheliche Geschlechtsverkehr gegen Entgelt nicht schlechthin verboten ist, womit die Ausübung der Prostitution grundsätzlich ein Beruf ist, welche lediglich an gewissen Regelungen Schranken findet
. Die Offenheit des verfassungsrechtlichen Berufsbegriffs ist vor allem in gesellschaftlichen Entwicklungen und Anschauungen, sowie in deren Wandelungen begründet, so dass das Urteil über die berufliche Qualität der Prostitution zeitbedingt erfolgen muss
. Eine historische Betrachtung der sozialethischen Betrachtung der Prostitution verdeutlicht, dass die vom BVerwG zu Grunde gelegte – generalisierende - These von der Allgemeinschädlichkeit der Prostitution heute nicht mehr vertretbar ist: 

Das VG Berlin
 führt in einem Urteil vom 01.12.2000 – historisch begründet – aus, dass die soziale Bedeutung der Prostitution über die vergangenen Jahrhunderte erhebliche Veränderungen innerhalb des abendländischen Kulturkreises erfahren hat: So entwickelte sich aus der in der Antike nachweisbaren sakralen (Tempel-)Prostitution (z.B. Aphrodite-Verehrung in Korinth), bei der sich die jungen Frauen als Fruchtbarkeitsopfer stellvertretend für die Gottheit einem Priester oder einem Fremden hingaben, schon früh in den großen Städten die profane (gewerbsmäßige) Prostitution. In Athen waren seit dem 7. Jh. v. Chr. für die ärmeren Bürger "Dikteriaden" in Bordellen kaserniert, während wohlhabende Bürger sich von "Hetären" und "Auletriden" (Flötenspielerinnen) mit Musik und Tanz unterhalten ließen. Zu erwähnen ist ferner, dass das Wort „Hure“ in der Bibel schon im ersten Buch Mose erwähnt ist
 und auch in weiteren Bibelfundstellen bildlich für Untreue verwendet wird
. Diese u.a. Bibelstellen lassen erkennen, wie nachhaltig die Gesellschaft des christlichen Abendlandes seit jeher der Prostitution einen sozialethischen Unwert beigemessen hat
. Weiter ist ausgeführt
, dass unter dem Einfluss des Christentums Prostituierte zunächst diffamiert und zeitweise sogar mit der Todesstrafe bedroht wurden. Erst im späteren Mittelalter sahen sie sich wieder zunehmend toleriert. Die "Freudenhäuser" standen im Besitz der Landesherren, der Städte und auch der Kirche. Ein Viertel der Teilnehmer an den Kreuzzügen waren bezahlte Frauen
. Zur Zeit des aufgeklärten Absolutismus in Preußen war Prostitution eine offen konzessionierte Erwerbstätigkeit, um dann während der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts mit dem Wandel der Einstellung zur Sexualität, der Entwicklung des bürgerlichen Frauenideals und der Neuinterpretation des Gewerbebegriffes von der merkantil-fiskalischen Erwerbsquelle zur "ehrlichen Arbeit" wieder ins Abseits der offiziellen Rechtsordnung zu geraten und polizeilich reglementiert zu werden. Erst 1927 wurde die Prostitution nach einer sozialreformerischen Kampagne wieder "freigegeben" und von der Polizeiaufsicht des Kaiserreichs befreit. Doch schon wenig später nahmen die Nationalsozialisten diese Reform wieder zurück, indem sie jegliche "Verfehlung gegen die geschlechtliche Sittlichkeit" verdammten und Prostituierte als Asoziale und "geborene Verbrecher" in Lager deportierten. Zugleich wurden jedoch in vielen deutschen Städten Bordelle eingerichtet, u.a. für Wehrmachtssoldaten und "fremdvölkische Arbeiter" sowie in Arbeits- und Konzentrationslagern.
Spätestens jedoch seit Einführung des ProstG ist die Ausübung der Prostitution unter dem Gesichtpunkt der Einheit der Rechtsordnung ein verfassungsrechtlich geschützter Beruf. Eine Tätigkeit, die einen einklagbaren Anspruch vermittelt, kann weder gemeinschaftsschädlich, sozial unwertig oder sittenwidrig sein
. Zu berücksichtigen ist ferner, dass die Ausübung der Prostitution zum Zeitpunkt der Astrologieentscheidung in größerem Umfang strafbar war
.

Letztlich sei erwähnt, dass eine anderweitige Auslegung des Art. 12 Abs. 1 GG in Widerspruch zum EU-Recht stehen würde, denn der EuGH hat in einer Entscheidung vom 20.11.2001 die selbständig ausgeübte Prostitutionstätigkeit als eine gegen Entgelt erbrachte Tätigkeit angesehen
.

Der Prostitutionsausübung pauschal den Schutze des Art. 12 Abs. 1 GG zu versagen, ist mit dem in den letzten Jahrzehnten zu beobachtenden Wandel der sozialethischen Bewertung der Prostitution daher nicht (mehr) zu vereinbaren
.

b) Da das Bauplanungsrecht den Begriff des freien Berufs im Sine des § 13 BauNVO nicht definiert, zieht das BVerwG
 § 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG ergänzend heran. Die in § 18 Abs. Nr. 1 EStG aufgezählten Berufe fallen mithin auch unter § 13 BauNVO.

Das BVerwG
 fordert für die Annahme eines freien Berufs das Angebot solcher persönlicher Dienstleistungen, die vorwiegend auf individuellen geistigen Leistungen oder sonstigen persönlichen Fertigkeiten beruhen. In der Regel würden entsprechende Berufe in unabhängigen Stellungen ausgeübt. Die Dienste würden üblicherweise einer unbestimmten Anzahl von Interessenten angeboten und regelmäßig werde bei den Bewohnern aller Baugebiete im Sinne der Baunutzungsverordnung ein Interesse an derartigen Dienstleistungen bestehen. 

§ 13 BauNVO ermögliche neben den freien solchen Gewerbetreibenden, die ihren Beruf in ähnlicher Art ausüben, also ebenfalls in unabhängiger Stellung individuelle Eigenleistungen für einen unbegrenzten Kreis von Interessenten erbringen, die berufliche Nutzung von Räumen. Als Beispiele solche Gewerbetreibenden nennt die amtliche Begründung
 die Handelsvertreter ohne Auslieferungslager, die Handelsmakler, Versicherungsvertreter oder Masseure.

Fasst man die Rechtsprechung des BVerwG zusammen, müssen die die Prostitution Ausübenden vier Kriterien erfüllen, damit sie gemäß § 13 BauNVO als solchen Gewerbetreibenden gelten, die ihren Beruf in ähnlicher Art ausüben:

aa) Zunächst muss das Angebot aus persönlichen Dienstleistungen bestehen, die vorwiegend auf individuellen geistigen Leistungen oder sonstigen persönlichen Fertigkeiten beruhen. Prostituierte erbringen mit sexuellen Dienstleistungen stets auch persönliche Dienstleistungen. Dieses Kriterium lässt sich daher ohne weiteres feststellen.

bb) Ferner müsste die Prostitution in unabhängiger Stellung ausgeübt werden. Für diese Voraussetzung kann auf die Kriterien des EuGH
 zurückgegriffen werden:

Danach kann von einer unabhängigen Stellung ausgegangen werden, wenn die Tätigkeit nicht im Rahmen eines Unterordnungsverhältnisses in Bezug auf die Wahl der Tätigkeit, die Arbeitsbedingungen und das Entgelt sowie in eigener Verantwortung und gegen ein Entgelt ausgeübt wird, das den die Prostitution Ausübenden vollständig und unmittelbar gezahlt wird.

cc) Darüber hinaus muss sich das Angebot sexueller Dienstleistungen an einen unbegrenzten Interessentenkreis richten. Eine (geschlechtsspezifische) Begrenzung des Angebots im Sinne eines hetero- oder homosexuellen Angebots ist für die Einordnung als freier Beruf irrelevant, wie sich daran zeigt, dass etwa auch die Tätigkeit eines Gynäkologen seinen Charakter als freien Beruf nicht dadurch verliert, weil sein Angebot sich nur an Frauen richtet
 oder der des Fachanwaltes für Verwaltungsrecht, der nur verwaltungsrechtliche Mandate annimmt. 

dd) Schließlich müsste die Prostitutionsausübung „wohnartig“ erfolgen. Soweit die Prostitution ohne anreizende Werbung und diskret ausgeübt wird, ist diese auch „wohnartig“ im Sinne des § 13 BauNVO. Hinsichtlich der „Wohnartigkeit“ ist es nach der Rechtsprechung des BVerwG
 nicht erforderlich, dass in der jeweiligen Nutzungseinheit (Wohnung) nebeneinander gearbeitet und auch gewohnt wird. Daher bleibt § 13 BauNVO auch dann anwendbar, wenn die die Prostitution Ausübenden die Wohnung nicht auch zum Wohnen nutzen, sondern lediglich zur Ausübung der Prostitution.

ee) Demnach ist Prostitution, soweit sie selbständig und weisungsunabhängig ausgeübt wird, als freiberufliche Tätigkeit im Sinne des § 13 BauNVO einzuordnen
. Dieses Ergebnis wird auch dadurch gestützt, dass hinsichtlich der Wohnartigkeit der Prostitutionsausübung kein Unterschied erkennbar ist zu den Tätigkeiten eines Masseurs oder eines Fußpflegers, welche als dem Freiberuf „ähnliche“ Berufe gewertet werden
. Dies hat zur Folge, dass die Prostitutionsausübung gemäß § 13 BauNVO grundsätzlich in Kleinsiedlungsgebieten, in reinen und in allgemeinen Wohngebieten in Räumen und in den Baugebieten nach den §§ 4a bis 9 auch in Gebäuden zulässig ist. Eine Unzulässigkeit der Prostitutionsausübung kann sich mithin nur über § 15 BauNVO ergeben
.
2. keine Vergnügungsstätte

Im Ergebnis stellen Räume oder Gebäude, welche zur Prostitutionsausübung genutzt werden, keine Vergnügungsstätten im Sinne der BauNVO dar.

Die BauNVO definiert den Begriff der Vergnügungsstätte nicht.

Das BVerwG
 hat zum Begriff der Vergnügungsstätte ausgeführt, dass sich daran, dass „Vergnügungsstätten“ von der BauNVO vorausgesetzten Einrichtungen vom Typ her gerade solche sind, die einen größeren Einzugsbereich haben, die für ein größeres und allgemeines Publikum erreichbar sein sollen. Vergnügungsstätten im Sinne der BauNVO seien also typischerweise nicht Vergnügungsstätten, die nur der Entspannung und Freizeitbetätigung in einem begrenzten Stadtteil oder Stadtviertel dienen, wie etwa das Vorstadtkino oder das kleine Tanzcafé.
BauNVO als Nutzungsart verselbständigt und als allgemein zulässige Nutzung allein im Kerngebiet aufgeführt sind, erkennen lasse, dass die von der 
Die Literatur definiert den Begriff Vergnügungsstätte teilweise als gewerbliche Nutzungsart, die sich in unterschiedlicher Ausprägung unter Ansprache des Sexual-, Spiel- und/oder Geselligkeitstriebs einer bestimmten gewinnbringenden Freizeitunterhaltung widmet, wobei drei Gruppen unterschieden werden
: Nachtlokale jeglicher Art, Diskotheken und Spiel- und Automatenhallen. Teilweise wird der Begriff der Vergnügungsstätte als ein kommerzielles Freizeitangebot definiert, dass der Zerstreuung und Entspannung und dabei nicht gleichzeitig der Entwicklung körperlicher oder geistiger Fähigkeiten dienen soll
.

Kennzeichnend für eine Vergnügungsstätte ist mithin, dass regelmäßig eine Veranstaltung verschiedene Besucher unterhält (etwa Diskothek, Tanzbar, Spielhalle etc.)
. Typischerweise nimmt der Besucher einer Vergnügungsstätte eine passive Rolle ein, er lässt sich zerstreuen, ohne sich selbst anstrengen zu müssen
. Aus diesem Grund ist etwa ein Fitnessstudio mit Massagesalon keine Vergnügungsstätte, sondern eine Einrichtung für gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Die Kriterien einer Vergnügungsstätte liegen bei einer prostitutiven Einrichtung nicht vor. Denn gerade bei dem entgeltlich ausgeübten Beischlaf nimmt der Besucher (jedenfalls regel- und plangemäß) keine passive Rolle ein, sondern kann die sexuelle Dienstleistung beeinflussen. Das Angebot prostitutiver Einrichtungen ist gerade nicht auf ein größeres Publikum angelegt
, sondern in der Einzeldienstleistung.

3. Weisungsabhängige Berufsausübung, Verrichtungsboxen und Bordelle

Ist eine Prostituierte nicht selbstständig tätig, sondern weisungsabhängig, dann stellt sich die Frage, ob sie ebenfalls im Rahmen des § 13 BauNVO tätig wird oder deren Tätigkeit als gewerbliche Berufsausübung den Gewerbebetrieben sui generes zuzuordnen wäre. Hier könnte zu einen eine Analogie zu anderen freien Berufen, etwa einem angestellten Rechtsanwalt gezogen werden. Die Art des Beschäftigungsverhältnisses führt dann bei typisierender Betrachtung nicht dazu, dass aus dem freien Beruf ein gewerblicher wird.

Anders dürfte es bei der Nutzung einer Verrichtungsbox aussehen. Denn in diesem Fall liegt eine gewerbliche Zimmervermietung vor, die nicht als freier Beruf anzusehen ist, sondern als Gewerbe. Für die Frage der Zulässigkeit etwa in einem Mischgebiet kommt es dann darauf an, ob es sich um ein das Wohnen nicht wesentlich störendes sonstiges Gewerbe handelt. Die Beantwortung dieser Frage ist abhängig von der konkreten Betriebsbeschreibung im Einzelfall und den damit verbundenen Auswirkungen. So lässt sich etwa bei einer 12 stündigen Betriebszeit (10:00 Uhr bis 22:00 Uhr) im Schichtbetrieb davon ausgehen, da ca. alle 30 Minuten ein Freierwechsel statt findet, so dass ca. 24 Freier in optimaler Auslastung den Betrieb aufsuchen. Eine das Wohnen wesentliche Störung kann dann angenommen werden, wenn nach der Betriebskonzeption die Freier alle Einzeln mit dem PKW vorfahren und das Vorhaben am Ende einer mit Wohnhäusern bebauten Sackgasse belegen ist. Anders ist es, wenn das Vorhaben an einer Straße verwirklicht wird, an dem erheblicher Verkehr bereits vorhanden ist und die Freier z.B. auf einem nahe gelegenen öffentlichen Parkplatz parken.

Hinsichtlich eines Bordells ist es eine Frage des Einzelfalles, wie viele Dienstleister ihre Tätigkeit anbieten. 

4. § 15 BauNVO

Unbeschadet dessen kann sich eine Unzulässigkeit einer prostitutiven Einrichtung im Einzelfall aus einer Verletzung des Gebots der Rücksichtnahme gemäß § 15 BauNVO ergeben.

Die an das Gebot der Rücksichtnahme zu stellenden Anforderungen hängen wesentlich von den konkreten Umständen des Einzelfalls ab. Dabei kann um so mehr an Rücksichtnahme verlangt werden, je empfindlicher und schutzwürdiger die Stellung derer ist, denen die Rücksichtnahme im gegebenen Zusammenhang zugute kommt. Umgekehrt braucht derjenige, der das Vorhaben verwirklichen will, um so weniger Rücksicht zu nehmen, je verständlicher und unabweisbarer die von ihm mit seinem Vorhaben verfolgten Interessen sind. Die hierbei vorzunehmende Interessenabwägung hat sich an dem Kriterium der Unzumutbarkeit auszurichten
. Unzumutbarkeit ist dabei nicht im enteignungsrechtlichen Sinne zu verstehen, sondern in dem Sinne dass dem Betroffenen die nachteilige Einwirkung des streitigen Bauwerks billigerweise nicht mehr zugemutet werden soll
. Maßgeblich ist allein die Intensität der Belastungen der Nachbarschaft im konkreten Fall. Soweit die Prüfung ergibt, dass die Belastungen an dem vom Bauherrn gewählten Standort für den Nachbarn im Sinne von § 15 Abs. 1 Satz 2 BauNVO zumutbar sind, so muss der Nachbar die bauliche Anlage auch dann hinnehmen, wenn es einen besser geeigneten Alternativstandort gibt
 

In diesem Zusammenhang sei nochmals hervorgehoben, dass durch das Bauplanungsrecht kein Anspruch auf eine „genehme“ Nachbarschaft begründet wird und auch kein Anspruch auf das Unterlassen „erotischer“ Gespräche. Denn beides ist im sozialen mitmenschlichen Umgang bauplanungsrechtlich hinzunehmen. 

Unbeschadet bleibt die Steuerung über das Ordnungsrecht, etwa über Sperrgebietsverordnungen
.
V. Ergebnisse

Als Ergebnis lässt sich mithin festhalten, dass Prostitutionsausübung, soweit sie selbständig und weisungsunabhängig erfolgt, eine freiberufliche Tätigkeit im Sinne des § 13 BauNVO ist, so dass sie grundsätzlich in Kleinsiedlungsgebieten, in reinen und in allgemeinen Wohngebieten in Räumen, sowie in den Baugebieten nach den §§ 4a bis 9 auch in Gebäuden zulässig ist.

Eine sozialethische Bewertung der Prostitution ist dem Bauplanungsrecht fremd. Die bisherige Differenzierung der Rechtsprechung nach „Wohnungsprostitution“, „bordellartigem Betrieb“ und „Bordell“ ist mangels unscharfer Konturen nicht geeignet, über die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit der Prostitutionsausübung zu entscheiden. Sozialethische Wertungen können zur Unzulässigkeit der Prostitutionsausübung allenfalls über das Polizei- und Ordnungsrecht führen, nicht jedoch über das Bauplanungsrecht.

Im konkreten Einzelfall kann sich eine Unzulässigkeit der Prostitutionsausübung nur über § 15 BauNVO ergeben. In diesem Rahmen kann auf die in der Rechtsprechung und Literatur dargestellten Kriterien zur Abgrenzung zwischen „Wohnungsprostitution“, „bordellartigem Betrieb“ und „Bordell“ zurückgegriffen werden. Dem Planungsgeber bleibt es jedoch unbenommen, prostitutive Einrichtungen durch Festsetzungen gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO planerisch auszuschließen
.
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� 	Vgl. � HYPERLINK "http://www.lexisnexis.com:80/de/recht/search/runRemoteLink.do?service=citation&langcountry=DE&risb=21_T4352295905&A=0.3268630262265456&linkInfo=DE%23de_code%23hearingdate%251995%25courtsection%251%25onum%25356%25juris%25OVG+Schleswig-Holstein%25year%251996%25decisiondate%2519961002%25sel1%251996%25casecode%25L%25&bct=A" \t "_parent" �OVG Schleswig-Holstein, Beschluss vom 02.10.1996 – 1 L 356/95� -.


� 	Vgl. OLG Celle NJW 1987, S. 1563.


� 	Vgl. OVG Berlin, VerwArch 2003, S. 498 f..


� 	Vgl. Fickert/Fieseler (Fn. � NOTEREF _Ref206817203 \h ��17�), § 3 BauNVO Rn. 16.34 m.w.N..


� 	Vgl. Fickert/Fieseler (Fn. � NOTEREF _Ref206817203 \h ��17�), § 4 BauNVO Rn. 9.53.


� 	Vgl. Fickert/Fieseler (Fn. � NOTEREF _Ref206817203 \h ��17�), § 4 BauNVO Rn. 9.53.


� 	Vgl. von Galen (Fn. � NOTEREF _Ref206817878 \h ��34�), S. 168.


� 	Vgl. VGH Mannheim, BauR 1991, S. 300 f..


� 	Vgl. VGH Mannheim, NVwZ 1997, S. 601.; Stühler (GewArch 2006, S. 26) weist daraufhin, dass der VGH im Hauptsacheverfahren einen bordellartigen Betrieb annahm.


� 	Vgl. VGH Mannheim NVwZ-RR 1998, S. 550.


� 	Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 11.06.2003 – 22 B 609/03, S. 4 (nicht veröffentlicht).


� 	Vgl. VGH Mannheim, GewArch 2003, S. 496 ff..


� 	Vgl. BVerwG (Fn. � NOTEREF _Ref206818722 \h ��2�) S. 213 ff.


� 	Vgl. BVerwG (Fn. � NOTEREF _Ref206818722 \h ��2�), S. 213 ff..


� 	So auch Zimmermann (Fn. � NOTEREF _Ref206753574 \h ��1�), S. 115 Fn. 2.


� 	Vgl. Stühler (Fn. � NOTEREF _Ref206753574 \h ��1�), S. 864, der von einer „rechtsstaatlichen Weihe“ spricht.


� 	Vgl. VGH Mannheim BRS 23 Nr. 35.


� 	Vgl. VG Freiburg, NVwZ 2001, S. 1442; kritisch hierzu Fickert/Fieseler (Fn. � NOTEREF _Ref206817203 \h ��17�), § 9 BauNVO Rn. 8.12.


� 	Vgl. Zimmermann (Fn. � NOTEREF _Ref206753574 \h ��1�), S. 113.


� 	Vgl. Zimmermann (Fn. 1), S. 124.


� 	Vgl. BVerwG (Fn. � NOTEREF _Ref206816849 \h ��3�), S. 84.


� 	Vgl. Zimmermann (Fn. � NOTEREF _Ref206753574 \h ��1�), S. 126.


� 	Vgl. BVerwG (Fn. � NOTEREF _Ref206818722 \h ��2�), S. 218.


� 	Vgl. OVG NRW, BRS 40 Nr. 51.


� 	Vgl. Zimmermann (Fn. � NOTEREF _Ref206753574 \h ��1�), S. 126.


� 	Vgl. Zimmermann (Fn. � NOTEREF _Ref206753574 \h ��1�), S. 130.


� 	Vgl. Stühler (Fn. � NOTEREF _Ref206817507 \h ��19�), S. 993


� 	Mit diesem Vergleich soll nicht zum Ausdruck gebracht werden, dass Anwälte sich prostituieren.


� 	Vgl. BVerwG (Fn. � NOTEREF _Ref206818722 \h ��2�), S. 216.


� 	Vgl. Fickert/Fieseler (Fn. � NOTEREF _Ref206817203 \h ��17�), § 6 BauNVO Rn. 1.6.


� 	Vgl. Fickert/Fieseler (Fn. � NOTEREF _Ref206817203 \h ��17�), § 6 BauNVO Rn. 2.


� 	Vgl. BVerwG (Fn. � NOTEREF _Ref206818722 \h ��2�), S. 216.


� 	Vgl. Zimmermann (Fn. � NOTEREF _Ref206753574 \h ��1�), S. 132.


� 	Vgl. BVerwG (Fn. � NOTEREF _Ref206817804 \h ��33�), S. 289.


� 	Vgl. Maunz-Dürig-Scholz (Fn. � NOTEREF _Ref206817878 \h ��34�), Art. 12 GG Rn 36; Pieroth/Schlink (Fn. � NOTEREF _Ref206817878 \h ��34�), Rn. 811.


� 	Vgl. Pieroth/Schlink (Fn. � NOTEREF _Ref206817878 \h ��34�), Rn. 811.


� 	Vgl. Vgl. Maunz-Dürig-Scholz (Fn. � NOTEREF _Ref206817878 \h ��34�), Art. 12 GG Rn 36; vgl. auch Münch/Kunig-Gubelt, Grundgesetzkommentar, 5. Aufl. 2000, Art. 12 Rn 9.


� 	Vgl. VG Berlin (Fn. � NOTEREF _Ref206816462 \h ��7�), S. 983 ff.; Stühler (Fn. � NOTEREF _Ref206816896 \h ��15�), S. 132, weist darauf hin, dass die Entscheidung nicht rechtskräftig, sondern von den Parteien in der Berufungsinstanz für übereinstimmend erledigt erklärt wurde.


� 	Vgl. 1. Mose 34, 31.


� 	Vgl. Jes 1, 26; Hes 16, 31.35.


� 	Vgl. Wettling, GewArch 1982, S. 258 m.w.N..


� 	Vgl. VG Berlin (Fn. � NOTEREF _Ref206816462 \h ��7�), S. 983 ff..


� 	Vgl. Wesel (Fn. � NOTEREF _Ref206817878 \h � \* MERGEFORMAT �34�), S. 2865.


� 	Vgl. Zimmermann (Fn. � NOTEREF _Ref206753574 \h ��1�), S. 56; a.A. Stühler (Fn. � NOTEREF _Ref206816896 \h ��15�), S. 130.


� 	Vgl. Zimmermann (Fn. � NOTEREF _Ref206753574 \h ��1�), S. 55 m.w.N..


� 	Vgl. EuGH NVwZ 2002, S. 326 ff.; kritisch hierzu Stühler (Fn. � NOTEREF _Ref206816896 \h ��15�), S. 131.


� 	Vgl. auch den Abschlussbericht für das Forschungsprojekt „Untersuchung zu den Auswirkungen des Prostitutionsgesetzes“ des Sozialwissenschaftliche Frauen-Forschungs-Instituts für das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, I. 2.2., abrufbar unter http://www.bmfsfj.de/doku/prostitutionsgesetz/index.html.





� 	Vgl. BVerwG, NVwZ 1984, S. 236 ff.; ferner BVerwG, Urteil vom 30. Januar 1970 - BVerwG 4 C 143.65 - (Buchholz 406.12 § 13 BauNVO Nr. 1).


� 	Vgl. BVerwG (Fn. � NOTEREF _Ref206823713 \h ��90�), S. 236 ff..


� 	Vgl. BR-Drucks. 53/62 vom 25. Mai 1962, Anlage S. 8.


� 	Vgl. EuGH (Fn. � NOTEREF _Ref209250338 \h ��89�), S. 326 ff.


� 	Vgl. von Galen (Fn. � NOTEREF _Ref206817878 \h ��34�), S. 167.


� 	Vgl. BVerwG (Fn. � NOTEREF _Ref206823713 \h ��90�), S. 236 ff..


� 	Vgl. von Galen (Fn. � NOTEREF _Ref206817878 \h ��34�), S 167.


� 	Vgl. Fickert/Fieseler (Fn. � NOTEREF _Ref206817203 \h ��17�), § 13 BauNVO Rn. 4.


� 	An dieser Stelle sei angemerkt, dass die Verfasser durchaus Verständnis für die Interessen von Nachbarn haben, welche sich gegen eine prostitutive Einrichtung in ihrer Nachbarschaft wehren. Eine moralische Wertung ist dem Bauplanungsrecht jedoch fremd.


� 	Vgl. BVerwGE 68, S. 207 ff..


� 	Vgl. Fickert/Fieseler (Fn. � NOTEREF _Ref206817203 \h ��17�), § 4a BauNVO Rn. 22 m.w.N..


� 	Vgl. Brügelmann-Ziegler (60. Lfg. Mai 2006), § 4a BauNVO Rn 59.


� 	Vgl. von Galen (Fn. � NOTEREF _Ref206817878 \h ��34�), S. 169.


� 	Vgl. von Galen (Fn. � NOTEREF _Ref206817878 \h ��34�) S. 169; a.A. Zimmermann (Fn. � NOTEREF _Ref206753574 \h ��1�), S. 136.


� 	Vgl. von Galen (Fn. � NOTEREF _Ref206817878 \h ��34�), S. 169, 170.


� 	Vgl. BVerwG BRS 32 Nr. 186; OVG NRW Beschluss vom 25.06.2008 – 10 A 2525/07 -.


� 	Vgl. OVG NRW (Fn. � NOTEREF _Ref206899068 \h ��54�), S. 5.


� 	Vgl. BVerwG NVwZ 1999, S. 298 f.; NVwZ-RR 1998, S. 357.


� 	Vgl. Rhein/Zitzen, Zum Rechtscharakter der Sperrgebietsverordnungen, NwVBl. 2008, S. 260.


� 	Vgl. hierzu Janning, BauR 2005, S. 958 ff..
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